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Irritationen um Iran-Abkommen
Offene Zweifel / Timerman warb im Senat für Annahme
Héctor Timerman bei der Anhörung im Senat. (Foto: AP)
Buenos Aires (AT/mc) – Zu den großen außenpolitischen Themen dieser Tage zählt das von der Regierung beabsichtigte Verständigungsabkommen mit dem Iran zur Aufarbeitung des blutigen Anschlages auf das jüdische Gemeindezentrum AMIA im Jahr 1994. Während die Regierung das Vorhaben als Durchbruch darstellt, da der Iran erstmals Bereitschaft zur Kooperation zeige, kritisieren Opposition und jüdische Verbände das Abkommen, da es Verzicht auf argentinische Souveränität bedeute. Schließlich bezichtigt die hiesige Justiz mehrere ranghohe iranische Beamte, Hintermänner der Terrortat gewesen zu sein - und gemäß dem Abkommen würden sie lediglich im Iran verhört werden.
Für zusätzliche Irritationen sorgte am Dienstag nun eine Erklärung des iranischen Außenministeriums, in der es hieß, dass Ahmad Vahidi, der gegenwärtige Außenminister des theokratisch verfassten Landes, nicht von den Ermittlungen betroffen sein werde. Entsprechende Annahmen seien „total falsch“, meinte Ministeriumssprecher Ramin Mehmanparast. Vahidi gehört zu jenen fünf Iranern, die im Zusammenhang mit dem AMIA-Attentat auf der sogenannten Red-Notice-Liste von Interpol stehen.
Damit konterkarierte das Außenministerium in Teheran vorherige Erklärungen des argentinischen Außenministers Héctor Timerman und der Präsidentin Cristina Fernández de Kirchner, nach denen alle Verdächtigen im Beisein argentinischer Juristen verhört würden.
Unter entsprechendem Erklärungsdruck stand Timerman am Folgetag im Senat, wo er vor mehreren Ausschüssen für die Annahme des „Memorandums“ mit dem Iran warb: Es gebe weder Geheimklauseln noch unaufrichtige Absichten. Alle Verdächtigen müssten in Gegenwart der argentinischen Juristen Rede und Antwort stehen. Der Außenminister hob bei der Veranstaltung noch einmal die historische Chance hervor, die das Abkommen biete. Vorher habe der Iran stets geblockt. Nun müsse man die Bereitschaft zur Kooperation nutzen.
Kritische Töne kamen unter anderem von Senator Gerardo Morales (UCR). Für ihn ist das Memorandum ein Schriftstück, das nicht garantiere, dass die Verdächtigen auch tatsächlich verhört würden. Wenn Timerman das Gegenteil behaupte, lüge er der jüdischen Gemeinschaft offen ins Gesicht.
Trotz aller Kritik und Zweifeln gelang es dem Regierungslager, bei der Ausschusssitzung eine Beschlussvorlage zur Annahme des Abkommens zu erzielen. Eine Mehrheit im Senat gilt als wahrscheinlich. Danach muss dann noch die Deputiertenkammer zustimmen, damit das Vorhaben Gesetzesrang erhält. Dies könnte bis Ende des Monats unter Dach und Fach sein.
Argentinien
Argentinier als nächster Papst?
Leonardo Sandri wird als möglicher Benedikt-Nachfolger gehandelt
Leonardi Sandri. (Foto: Wikipedia)
Buenos Aires (AT/mc/dpa) - Die Entscheidung über die Nachfolge von Papst Benedikt XVI. wird zwar letztlich erst feststehen, wenn weißer Rauch aus der Sixtinischen Kapelle aufsteigt. Doch die Spekulationen über Kandidaten und Kardinäle sind auch in Lateinamerika in vollem Gange. Unter denjenigen, die als mögliche Anwärter gehandelt werden, befindet sich auch ein Argentinier: Kurienkardinal Leonardo Sandri.
Der 69-Jährige wurde 2007 zum Präfekten der Kongregation für die orientalischen Kirchen berufen. Zudem ist Sandri Mitglied der päpstlichen Kommission für Lateinamerika. Er erlangte weltweit Bekanntheit, als er 2005 die letzten Botschaften des damaligen Papstes Johannes Paul II. verlas. Sandri studierte an der Katholischen Universität in Buenos Aires Theologie und Philosophie. Seine Karriere führte ihn an die Apostolischen Nuntiaturen in Madagaskar, den USA, in Mexiko und Venezuela. 1997 erhielt er die Bischofsweihe. Seit 2000 ist er im Vatikan in verschiedenen Funktionen.
Als weiterer möglicher Kandidat aus Südamerika wird Otto Scherer, der Erzbischof von São Paulo, gehandelt. Der 63-Jährige leitet die größte katholische Diözese des Landes, ist konservativ, weltgewandt, nahbar und Nachfahre deutscher Einwanderer aus dem Saarland.
Doch ob sich tatsächlich ein Kandidat aus Lateinamerika durchsetzen kann, ist fraglich. Denn es kommt auf die Kräfteverhältnisse im Kardinalsgremium an, das den neuen Papst wählt. Etwa 20 der voraussichtlich 117 wahlberechtigten Kardinäle kommen aus Lateinamerika, rund 60 aus Europa. Ein Kandidat aus Lateinamerika oder auch aus Afrika hätte wohl vor allem als Kompromisskandidat Chancen, wenn bei den Wahlgängen ein unüberwindliches Patt entstünde. Das Konklave zur Wahl des neuen Papstes wird voraussichtlich zwischen dem 15. und 20. März 2013 stattfinden.
Argentinien
CFK weiht Bohranlage ein
Auftritt in Chubut / YPF-Teilverstaatlichung verteidigt
Peronistin: Cristina präsentiert in Chubut ein Bild von Evita Perón. (Foto: Presidencia)
Buenos Aires (AT/mc) – Eigentlich hieß es, Präsidentin Cristina Fernández de Kirchner wolle eine Woche Erholungsurlaub im tiefen Süden des Landes machen. Doch so ganz abschalten kann eine Staatschefin nur selten. So unterbrach Cristina denn auch am Mittwoch ihren Aufenthalt in El Calafate (Provinz Santa Cruz), um in der Nachbarprovinz Chubut die erste Bohranlage für Erdöl unkonventioneller Art einzuweihen „Arbeiter! Auf dass die Bohrarbeiten beginnen mögen!“, rief Kirchner den Anwesenden bei ihrem Auftritt in der Provinzmetropole Comodoro Rivadavia zu, in deren Nähe sich die Anlage befindet.
Bei ihrer Rede auf dem Messegelände von Comodoro Rivadavia verteidigte die Präsidentin mit großem Nachdruck die im Vorjahr vorgenommene Teilverstaatlichung des Erdölunternehmens YPF. Die Maßnahme zu Lasten des spanischen Konzern „Repsol“ sei notwendig gewesen, um den Rückgang der Erdölproduktion aufzuhalten. Dies sei gelungen: „Vor gerade einmal acht Monaten gab es an allen Tankstellen des Landes lange Schlangen“, erinnerte Cristina. Um das zu ändern, habe es keines Wunders bedurft, sondern einer Politik, die wieder ins Land investiert, um die Produktion auszubauen, anstatt immer mehr Mittel aus Argentinien abzuziehen. Einen Rückgang der Förderung seit der „Repsol“-Enteignung habe es entgegen mancher Medienberichte nicht gegeben, so Cristina. Stattdessen habe man die Produktion von Erdöl, Erdgas und sonstiger Brennstoffe ausgeweitet, und diesen Weg werde man auch weiter beschreiten. „Jedes Mal, wenn es uns besser geht, wollen sie uns madig machen. Es ist für bestimmte Wirtschaftskreise eine Regel: Sie brauchen schwache Regierungen und unterjochte Gesellschaften, um ihre Minderheitsinteressen durchzusetzen“, meinte die Präsidentin.
YPF-Geschäftsführer Miguel Galuccio sprach von der Notwendigkeit, die Erschließung von Ölvorkommen unkonventioneller Art weiter voranzutreiben, um die Energiebilanz des Landes zum Positiven zu wenden. Was vor kurzem noch als Utopie erschien, sei heute zum Teil schon Wirklichkeit. „Die Herausforderung ist, ein massives Wachstum zu erreichen, um die Ressourcen, die wir haben, der Produktion zuzuführen“, meinte Galuccio.
Per Videokonferenz weihte Cristina am Mittwoch noch weitere Einrichtungen ein: Eine Tiefkühlanlage in Gobernador Costa (Chubut) und die erste Antenne für Digitalfernsehen der Provinz Chubut in Rawson.
Argentinien
Die Woche in Argentinien
Cristina online
Buenos Aires (AT/mc) - Präsidentin Cristina Fernández de Kirchner ist mit Abstand die argentinische Politikerin, die in den sozialen Netzwerken im Internet am meisten präsent ist. Mit 414.350 Erwähnungen – 399.304 auf „Twitter“ und 15.046 auf „Facebook“ - ließ @CFKArgentina im Monat Januar die Accounts anderer Politiker weit hinter sich. Dies ergab eine vor wenigen Tagen veröffentlichte Untersuchung der Software-Firma „Zauber“. Damit erreichte die Staatschefin unter den Politikern in Sachen Internetpräsenz einen „Marktanteil“ von 56 Prozent. Mit gehörigem Abstand folgt Mauricio Macri. Der Regierende Bürgermeister der Hauptstadt bringt es auf 153.656 Erwähnungen (21 Prozent). Dahinter folgt Daniel Scioli, der Gouverneur der Provinz Buenos Aires, mit 56.070 (8 Prozent). Auf den weiteren Plätzen rangieren Vizepräsident Amado Boudou und Sozialistenführer Hermes Binner mit 40.583 bzw. 26.656 Erwähnungen. Der klare Vorsprung Cristinas liegt nicht nur in der Wichtigkeit ihres Amtes begründet, sondern auch in der zuletzt stark gesteigerten Aktivität der Staatschefin im Medium „Twitter“. Alleine im vorigen Januar schrieb sie 257 Einträge („Tweets“). Via „Twitter“ macht sie immer häufiger wichtige Bekanntmachungen. So kündigte sie beispielsweise das Abkommen mit dem Iran zur Aufarbeitung des AMIA-Attentats über dieses soziale Netzwerk an. Aber auch bei ihrem Besuch in Vietnam oder ihren verbalen Angriffen gegen den Internationalen Währungsfonds war die „Twitter“-Gemeinde stets aus erster Hand informiert.
Florencia in Europa
„Wir sehen es gerne, wenn die Argentinier im eigenen Land ihre Sommerferien verbringen.“ Mit diesen Worten hatte Ricardo Echegaray, der Chef der allgegenwärtigen Steuerbehörde AFIP, die Position der argentinischen Regierung angesichts der aktuellen Devisenkontrollen beschrieben. Doch für die Familienangehörigen der Mächtigen scheint diese Empfehlung offenbar nicht zu gelten. Echegarays eigene Familie war unlängst im uruguayischen Punta Del Este. Vizewirtschaftsminister Axel Kicillof hielt sich kürzlich ebenfalls in Argentiniens kleinem Nachbarland auf (wir berichteten). Noch deutlich weiter weg von heimischen Gefilden zog es Florencia Kirchner. Wie das Magazin „Noticias“ berichtet, war die Tochter der Präsidentin gemeinsam mit ihrer Cousine Romina Mercado (37), der Tochter der Sozialministerin Alicia Kirchner, für gut zwei Wochen in Europa unterwegs. Nach einigen Tagen in Paris seien sie nach Rom gereist, um danach wieder nach Paris zurückzureisen, so „Noticias“. Wie das Magazin schildert, übernachteten sie in Paris im Vier-Sterne-Hotel „De Buci“. Zwar checkten sie dort unter dem Namen „Mercado“ ein. Doch durch die sechs mitgereisten Securitys fielen die Frauen dann doch auf. Als auch noch zwei argentinische Reisegruppen Florencia erkannten, habe diese sich so wenig wie möglich im Hotel gezeigt.
“Jahr der Schlange”
Es war auch in diesem Jahr wieder eine große Attraktion: Mit zahlreichen Zeremonien und Darbietungen – darunter dem traditionellen Drachentanz – feierte die chinesische Gemeinschaft in Buenos Aires ihr diesjähriges Neujahrsfest. Tausende Schaulustige waren am Sonnabend in die “Barrancas”-Parkanlagen im Stadtteil Belgrano gekommen, um mit den Chinesen das „Jahr der Schlange“ zu begrüßen. Das neue Jahr ist das 4711. in der chinesischen Zeitrechnung. Neben der Drachenzeremonie gab es allerlei Vorführungen, Shows und kulinarische Köstlichkeiten aus dem Reich der Mitte. Glaubt man dem I Ging, dem „Buch der Wandlungen“, ist das „Jahr des Schlange“ be- sonders vorteilhaft für die südliche Hemisphäre. Es fördere Wachstum und Entwicklung, aber auch Harmonie und Gleichgewicht. Die Chinesen feiern ihr Neujahrsfest stets an einem Neumond zwischen dem 21. Januar und dem 21. Februar.
Baustopp
Die Bauarbeiten auf der „9 de Julio“ zur Einrichtung des „Metrobus“-Systems sind vorerst gestoppt. Das hauptstädtische Gericht für Verwaltungsangelegenheiten entschied per einstweiliger Verfügung, jegliche Maßnahmen zu unterbinden, die zur Reduzierung des Baumbestandes oder zu Veränderungen von Verkehrsinseln und Plätzen führen. Es muss nun stattdessen geprüft werden, welche Auswirkungen etwaige Schritte für die Umwelt haben und inwieweit das typische Erscheinungsbild der betreffenden Stadtzone beeinträchtigt wird. Der zuständige Richter Guillermo Scheibler forderte die Stadtverwaltung auf, eine diesbezügliche Studie auszuarbeiten. Auf deren Grundlage soll entschieden werden, ob die Arbeiten, denen schon einige Bäume zum Opfer gefallen sind, endgültig eingestellt werden oder von Neuem beginnen können.
Kürzungen bei Streik
Rückschlag für die Lehrer der Provinz Buenos Aires: Das Berufungsgericht für Verwaltungsangelegenheiten in La Plata hat die Gehaltsabzüge, die die Provinzregierung nach den letztjährigen Lehrerstreiks verhängt hatte, für rechtens erklärt. Die Richter hoben mit ihrem Urteil eine einstweilige Verfügung auf, mit der sich die Pädagogen gegen die Kürzungen gewehrt hatten. Es geht dabei um Beträge zwischen 600 und 1200 Pesos. Die Lehrergewerkschaft Suteba bewertete den Richterspruch als eine „disziplinarische Maßnahme“ mit dem Ziel, einzuschüchtern. Am 25. Februar beginnt das neue Schuljahr, und es drohen auch diesmal wieder Streiks.
Neue Verkehrsführung
In der Innenstadt von Buenos Aires kommt es in diesen Tagen zu einer Umgestaltung. Das seit 2004 für den Verkehr gesperrte Teilstück der Straße „Maipú“ zwischen der „Avenida Del Libertador“ und „Santa Fe“ soll ab sofort wieder befahrbar sein: montags bis freitags in der Zeit von 8 bis 20 Uhr von Bussen, außerhalb dieser Zeiten auch von allen anderen Fahrzeugen. Das teilte das hauptstädtische Verkehrsamt mit. Damit wird die „Plaza San Martín“ durch die Verkehrsführung wieder durchschnitten. Mit der Maßnahme will die Stadtregierung den Verkehr insgesamt leichtflüssiger machen. Besonders die Zufahrt zur „Santa Fe“ soll erleichtert werden. (AT/mc)
Meinung
Fragwürdige Justizreform
Mit der angekündigten Justizreform hat Präsidentin Cristina Kirchner zum ersten Mal ein Gesetzesprojekt erwähnt, das sie anpeilt, ohne die Einzelheiten anzugeben, geschweige denn den Text der Reform. Seither schwebt man im Dunkeln und mutmaßt, was die Präsidentin eigentlich meinte, als sie die Reform ankündigte. Zuerst hieß es, dass die Justiz zu demokratisieren sei, worunter man sich gar nichts vorstellen konnte. Sollte damit gemeint sein, dass die Richter künftig vom Volk gewählt, anstatt von Exekutive und Kongress ernannt zu werden, so wurde dieser Alternative gleich verworfen. Man kann sich schwer Wahlkampagnen für Richterkandidaten vorstellen. Außerdem müsste die Verfassung hierfür geändert werden, was kaum machbar wäre.
Ob mit der Demokratisierung der Justiz allenfalls ein Schöffengericht gemeint ist, das in der Verfassung seit 1853 vorgesehen ist, aber landesweit nie Gestalt angenommen hat, erscheint auf Anhieb nicht als Demokratisierung der Justiz. Solche Schöffengerichte gibt es in den Provinzen Córdoba und Santa Fe, derweil Gouverneur Daniel Scioli im Kongress der Provinz Buenos Aires ein Gesetzesprojekt hierfür eingebracht hat. Schöffengerichte werden von Personen besetzt, die keine Juristen sind. Sie entscheiden nur in Straffällen, ob der Angeklagte schuldig oder unschuldig ist. Die Justizbereiche, die sich mit zivilen, kommerziellen, arbeitsrechtlichen Fällen oder mit der Staatsverwaltung befassen, fallen nicht in den Bereich der Schöffengerichte.
Offensichtlich entspringt die Initiative zur Justizreform den Urteilen der zivilen und kommerziellen Berufungskammer der autonomen Stadt Buenos Aires, die die Vorstöße der Regierung gegen den Medienkonzern „Clarín“ und den Spitzenverband der Landwirtschaft, genannt „Sociedad Rural Argentinia“, zwecks Konfiszierung des Ausstellungsgeländes in Palermo gebremst haben. Beide Urteile haben die Präsidentin verärgert, die sich mehrmals hierüber in Vorträgen und neuerdings per Twitter geäußert hat. Ein solcher Ärger sollte freilich kein Grund sein, um die Justiz allgemein zu reformieren.
Hinzu kommt die eigentümliche Tatsache, dass mehr als die Hälfte aller 730 Richter erster und zweiter Instanz sowie des Obersten Gerichtshofes seit 2003 von den Kirchner-Regierungen ernannt worden sind, darunter vier der sieben Richter des Obersten Gerichtshofes. Man fragt sich verdutzt, wozu eine Justizreform bei diesen Mehrheitsverhältnissen nützlich sein kann. Bundesrichter („jueces federales“), die in zahlreichen Städten amtieren, und sogenannte nationale Richter („jueces nacionales“), die nur in der autonomen Stadt Buenos Aires amtieren, aber von der Nationalregierung nicht auf die Stadtregierung übertragen worden sind, sollen angeblich der Gegenstand der Justizreform werden, wobei nicht bekannt ist, ob diese Reform alle Justizbereiche umfasst oder nur die Strafjustiz.
Zudem fragt man sich, weshalb die Justizreform so dringlich ist, da doch immer noch 50 Richterstellen nicht besetzt wurden, 30 davon seit mehr als zwei Jahren. Die Präsidentin hat die Kandidaten, von denen ihr jeweils drei für eine Ernennung vorgeschlagen werden, noch nicht ernannt, ohne jemals anzugeben, worauf die Verzögerung beruht. Richter, die nicht amtieren, verlangsamen die Justiz, weil andere Richter mit den jeweiligen Prozessen belastet werden.
Der Richterrat („Consejo de la Magistratura“), der seit der Verfassungsnovelle von 1994 für die Vorschläge an die Exekutive zwecks Ernennung von Richtern zuständig ist, trägt sich auch schwer mit der Auslese der Kandidaten, die jeweils in öffentlichen Ausschreibungen kandidieren und geprüft werden. Vor einigen Jahren wurde die Zusammensetzung des Richterrates auf Geheiß der damaligen Senatorin Cristina Kirchner geändert, so dass angenommen werden darf, dass die Justizreform sich nicht mit dem Richterrat befassen dürfte, in dem weder die Regierung noch die Opposition über klare Mehrheiten verfügen.
Man muss sich somit gedulden, bis man erfährt, welche Vorschläge die Präsidentin dem Kongress zwecks Justizreform einreichen wird. Unterdessen weiß man gar nichts.
Meinung
Kurz und schmerzlos
Von Stefan Kuhn
Respekt, das zollen ihm selbst seine schärfsten Kritiker, wie etwa der streitbare Theologe Hans Küng. Benedikts XVI. Ankündigung, zum Monatsende das Papstamt aufzugeben, hat die Welt überrascht. Abgesehen von diversen Gegenpäpsten ist erst ein Oberhaupt der katholischen Kirche freiwillig zurückgetreten. Das war vor mehr als 700 Jahren. Wie freiwillig Coelestin V. aus dem Amt schied, weiß man allerdings nicht. Bekannt ist, dass sein direkter Nachfolger Bonifaz VIII. die Rücktrittsrede verfasste.
Bei Benedikt XVI. kann man sich dessen sicher sein. Im Gegensatz zu seinem Vorgänger Johannes Paul II., der fand, in der Kirche sei kein Platz für einen emeritierten Papst, hat sich Benedikt schon zu Beginn seines Pontifikats mit der Möglichkeit eines Rücktritts auseinandergesetzt. Vermutlich hat ihn das lange Sterben seines Vorgängers dazu bewogen. Schließlich ist der bayrische Pontifex mit 85 schon älter als es die meisten seiner Vorgänger wurden. Er hat gesundheitliche Probleme und vermutlich auch genug von den Intrigen der Römischen Kurie.
Die Vatileaks-Affäre, die Veröffentlichung von geheimen Vatikandokumenten, deren Diebstahl wohl der persönliche Kammerdiener Benedikts zu verantworten hatte, zeigt deutlich, dass der Papst nicht einmal sein persönliches Umfeld unter Kontrolle hatte. Ganz abgesehen davon glauben nur wenige, dass der Kammerdiener ein Einzeltäter war. Für den intellektuellen Theologen muss die Kurie ein Raubtierkäfig gewesen sein.
Vielleicht kam Benedikt generell nicht mit den Anforderungen des Amtes zurecht. Als Joseph Ratzinger Chef der mächtigen Glaubenskongregation war, die die reine Lehre vertritt und die Kirche schützen soll, konnte er im Hintergrund agieren. Als Oberhaupt der katholischen Kirche steht er im Mittelpunkt. Alles, was er sagt und tut, wird streng bewertet und häufig kritisiert. Letzteres mit gutem Recht, denn das Pontifikat Benedikts war alles andere als erfolgreich.
Der Papst suchte den Dialog mit den Religionen. Das ist ihm nur beim Judentum halbwegs gelungen. Er war in Auschwitz und in Yad Vashem und hat damit zumindest Zeichen gesetzt. Manche haben allerdings mehr erwartet. Etwas frostiger sind die Beziehungen zum Islam. Benedikt hatte schon zu Beginn seiner Amtszeit in einer Vorlesung an der Universität Regensburg mit islamkritischen Sequenzen aus einer Schrift eines spätbyzantinischen Kaisers heftige Proteste hervorgerufen.
Immerhin gelang Benedikt im innerchristlichen Dialog eine Annäherung an die orthodoxe Kirche. Dem Protestantismus sprach er allerdings den Charakter einer Kirche ab. Wegweisend für die Ökumene war das sicherlich nicht. Da half es auch wenig, dass der Papst 2011 in Deutschland Luthergedenkstätten besuchte.
Der Versuch, die dissidente Piusbruderschaft wieder in den Schoß der katholischen Kirche zurückzuholen, geriet zum Mediendesaster. Unter den rehabilitierten Bischöfen befand sich mit dem damals in Argentinien arbeitenden Richard Williamson ein überzeugter Holocaustleugner. Für den christlich-jüdischen Dialog war dies ein schwerer Rückschlag.
Auch innerhalb der katholischen Kirche selbst machte Benedikt keine gute Figur. Er ist Traditionalist, erzkonservativ, dabei braucht die Heilige Römisch-Katholische Kirche ein neues Vatikanisches Konzil. Am Zweiten, vor mehr als 50 Jahren, hatte Ratzinger als junger Theologe noch begeistert mitgearbeitet. Jetzt, ein halbes Jahrhundert später, ist eine Erneuerung der Kirche längst überfällig. Mitglieder laufen in Scharen davon. Es sind nicht nur die Standardthemen wie Zölibat, Frauen im Priesteramt oder Homosexualität, auf die viele Gläubige Antworten erwarten. In Benedikts Amtszeit fiel auch die Aufdeckung von unzähligen Missbrauchsfällen in katholischen Einrichtungen, durch Priester oder Kirchenbedienstete. Ein bisschen Bedauern, ein paar Trostworte seitens des Papstes sind da einfach zu wenig.
Viele katholische Christen wünschen sich jetzt einen Modernisierer, einen jüngeren Papst, der noch etwas bewegen kann. Unter den derzeit gehandelten Kandidaten ist allerdings kaum einer, der das übliche Rentenalter von 65 Jahren unterschreitet. Viele liegen sogar über dem bischöflichen Pensionsalter von 75 Jahren. Natürlich wäre es auch Zeit für einen Papst, der nicht aus Europa kommt, für einen Lateinamerikaner oder Afrikaner (Seiten 5 u. 6). Wahrscheinlicher ist, dass nach über drei Jahrzehnten wieder ein Italiener an der Reihe ist. Die Italiener sind immer noch die mächtigste Gruppe im Konklave, dem Kardinalskollegium, das den Papst wählt. Doch dieses ist immer für Überraschungen gut. Den Polen Karol WojtyBa hatte 1978 niemand auf der Liste der „Papabile“. Als Johannes Paul II. hatte er eines der längsten Pontifikate. Der Deutsche Joseph Ratzinger galt als hoher Kurienkardinal zwar als „papabile“, seine Wahl 2005 war dennoch eine Überraschung.
Vorhersagen sind ein reines Glücksspiel. Es kann ein Italiener werden, ein Südamerikaner oder Afrikaner. Er kann jung sein oder erneut ein älterer Übergangspapst. Die letztere Option wäre vermutlich die Ideallösung. Ein alter, liberaler Papst könnte die Erneuerung einleiten. Ist diese erfolgreich, kann man sie weiterführen. Scheitert sie, wird sich das Problem schon bald biologisch oder anders lösen.
Benedikt XVI. hat in dieser Hinsicht einen Präzedenzfall geschaffen. Sein Rücktritt ist unbestritten die größte Leistung seines Pontifikats. Wenn ein Papst, aus welchen Gründen auch immer, sich nicht mehr fähig fühlt, sein Amt auszuüben, wenn ihm die (katholische) Christenheit nicht mehr folgt, dann kann er nicht nur, dann muss er zurücktreten. Er wird immer an Benedikt gemessen werden.
Wirtschaft
YPF-CEO-Galuccio: Tendenzwende erreicht
Am Mittwoch wurde in Comodoro Rivadavia, Provinz Chubut, in Anwesenheit von Präsidentin Cristina Kirchner, eine erste Forschungsbohrung in Angriff genommen, die dazu bestimmt ist, ein nicht konventionelles Lager (Schieferöl und/oder -gas), in 3.000 Meter Tiefe, 30 Km von Comodoro Rivadavia entfernt, auszubeuten. Die Kosten werden auf über u$s 10 Mio veranschlagt. Die Reserven des Lagers werden auf 133 Mio Barrel (Erdöl und Gas, umgerechnet in Erdöleinheiten) geschätzt. Die bisherigen Erdöl- und Gaslager der Provinz liegen zwischen 1.400 und 1.800 Meter Tiefe.
Der Leiter von YPF, Miguel Galuccio, wies darauf hin, dass außerdem intensiv an der Ausbeutung der traditionellen Lager gearbeitet werde. Letzte Woche sei eine Probe eingeleitet worden, um bestehende Lager in Chubut (Manantiales Behr) durch sogenannte “tertiäre” Technologie besser auszubeuten. Diese besteht in der Eingabe von Polymeren, die sich im Lager selber kombinieren und ein Gas ergeben, dessen Druck das versteckte Erdöl (das nach der “sekundären Ausbeutung” verbleibt, bei der Wasser in das Lager gepumpt wird) an die Oberfläche fördert. Diese Technolgie wurde zum ersten Mal von YPF Anfang der 90er Jahre eingesetzt, als der damalige YPF-Präsident José Estenssoro Joint-Ventures mit Unternehmen einging, die Erfahrung auf diesem Gebiet hatten.
In den acht Monaten ab Übernahme des Unternehmens durch den argentinischen Staat sei es laut Galuccio gelungen, die abnehmende Tendenz der Förderung umzukehren. Das Jahr 2012 schloss mit einer Zunahme der Erdölproduktion von 2,5%, nachdem 2011 eine Abnahme von 8% stattgefunden hatte. 2009 war die Erdölförderung um 5% und 2010 um 1,5% zurückgegangen. Die Gasförderung ging 2012 um 2,3% zurück, nach einem Sturz von 11% im Vorjahr. 2009 war die Gasförderung um 12% und 2010 um 8% gefallen. Für dieses Jahr rechnet Galuccio mit einer Zuname beim Erdöl von 4% und beim Gas von 1,8%. Allerdings handelt es sich dabei vornehmlich um eine intensivere Ausbeutung der bestehenden Lager, die somit schneller erschöpft werden. Daher die Notwendigkeit, neue Lager zu erschließen, wie das von 3.000 Meter Tiefe bei Comodoro Rivadavia.
Das traditionelle Argentinische Energieinstitut General Mosconi weist jedoch darauf hin, dass die Zunahme der Erdölproduktion von YPF im Jahr 2012 gegenüber 2011 darauf zurückzuführen sei, dass 2011 ein Streik der Erdölarbeiter in der Provinz Santa Cruz bestand, während dem die betroffene Erdölproduktion um 30% abnahm. Ohne dies wäre die Erdölproduktion 201l höher als die von 2012 gewesen. Das Institut weist außerdem darauf hin, dass im Dezember 2012 die Erdölförderung von YPF um 2,89% unter dem gleichen Vorjahresmonat lag, und die von Gas um 3,66% niedriger war. Dies deutet auf eine rückläufige Tendenz hin. Laut dem genannten Institut ist die gesamte Erdölproduktion (von YPF und den anderen Unternehmen) im Dezember im interanuellen Vergleich um 1,45% gesunken, wobei das ganze Jahr 2012 einen Rückgang von 6% verzeichnet. Bei Gas betrug die Verringerung im Dezember 6,48% und im ganzen Jahr 3,66%.
Galuccio wies darauf hin, dass auch bei der Raffinierung Fortschritte erreicht worden seien. Die Produktion von Benzin, Dieselöl, Heizöl, Schmierstoffen u.a. Produkten seit letztes Jahr um 2,6% gestiegen, und für 2013 sei eine weitere Zunahme um 4% vorgesehen. Das habe dazu geführt, dass der Import von Benzin 2012 um 54% unter 2011 gelegen habe, und der von Dieselöl um 33%. Auch bei Heizöl sei die Produktion gestiegen und der Import gesunken. Die drei Raffinerien von YPF, La Plata, Luján de Cuyo (Mendoza) und Plaza Huincul (Neuquén), arbeiten jetzt bei voller Kapazitätsauslastung, nachdem 2011 auf diesem Gebiet ein Rückgang von 5% stattgefunden hatte. Der Benzinabsatz der YPF-Tankstellen (einschließlich Automóvil Club Argentino, der den Mitgliedern einen Rabatt von 5% gewährt) ist 2012 um 7,7% gestiegen. Die Versorgungsprobleme seien auf diese Weise laut Galuccio halbiert worden.
Wirtschaft
Die Entwicklung des Rentensystems
von 2003 bis 2013
Das Amt, dass das System der sozialen Sicherheit verwaltet, die ANSeS, hat in der Zeitung “Página/12” (aber weder in der Zeitung “Clarín”, noch in “La Nación”, deren Auflage unverhältnismäßig höher ist) eine bezahlte Anzeige über die Entwicklung des argentinischen Pensionierungssystems veröffentlicht, der wir folgende Daten entnehmen:
- Die Zahl der normalen Rentner (Pensionäre und Bezieher von Hinterbliebenenrenten) stieg von 3,16 Mio. im Dezember 2003 auf 5,89 Mio. im Januar 2013. Die Zahl derjenigen, die Renten erhalten, ohne vorher Beiträge geleistet zu haben (“pensiones no contributivas”), stieg von 0,34 auf 1,35 Mio.
- Das Rentensystem deckt in Argentinien 94,3% derjenigen, die das Pensionsalter (65 Jahre bei Männern und 60 Jahre bei Frauen) überschritten haben. In Brasilien sind es 89,5%, in Chile 72,8%, in Kolumbien 28,3%, in Mexico 34,5%, in Paraguay 17% und in Uruguay 78,9%.
- Die Zahl derjenigen, die zum Pensionierungssystem beitragen, stieg von 4,79 Mio. im Dezember 2003 auf 8,81 Mio. im 4. Quartal 2012.
- Die Renten wurden ab dem Gesetz über automatische Rentenerhöhung vom Februar 2009 folgendermaßen angehoben: 2009: 19,89%; 2010: 26,50; 2011: 37,06%; 2012: 31,05%. Für März 2013 wurde eine erste Erhöhung von 15,18% angekündigt, zu der dann, wie jedes Jahr, im September eine zweite hinzukommt.
- 54% der Pensionäre erhalten die Mindestrente von $ 2.156, 17,2% eine von $ 2.156 bis $ 4.312, 12,7% eine von $ 4.312 und 16% eine höhere.
- Die Mindestrente ist zwischen Ende 2003 und Anfang 2013 um das 14,43-fache gestiegen, von $ 150 auf $ 2.165. Die durchschnittliche Rente stieg um das 8,17-fache, von $ 2.003 auf $ 3.759. 60% der Rentner leben in Haushalten mit mindestens zwei Renten.
- Der Gesamtbetrag von Pensionen, Hinterbliebenenrenten u.a. Renten machte 2003 4,1% des Bruttoinlandsproduktes aus, 2009 5,4% und 2012 7,7%.
Wirtschaft
Argentinische Wirtschaft
Der Dollarkurs schloss am Donnerstag zu $ 5,015, um 0,30% über der Vorwoche und um 1,83% über Ende Dezember 2012. Die ZB-Reserven betrugen zum Donnerstag u$s 42,30 Mrd. Der Rofex Terminkurs lag zum zum 31.03. bei $ 5,103, zum 30.06.13 bei $ 5,373, zum 30.09.13 bei $ 5,658 und zum 30.12.13 bei $ 5,96. Der Terminkurs auf ein Jahr (Ende Januar 2014 gegen Ende Januar 2013) entsprach einem Zinssatz von 22,24%. Der Schwarzkurs erreichte bei Dollarnoten $ 7,66.
***
Der Merval Aktienindex der Börse von Buenos Aires verzeichnet in einer Woche zum Donnerstag ein Plus von 0,02% und lag 15,75% über Ende 2012.
***
Par-Bonds in Pesos gewannen zur Vorwoche 1,41% und lagen 8,30% unter Ende 2012. Discount-Bonds in Pesos verloren zur Vorwoche 0,18% und lagen um 9,47% über Ende 2012. Boden 2014 gingen um 0,24% zurück, notierten jedoch um 3,02% über Ende 2012. Boden 2015 stiegen zur Vorwoche 1,99%, lagen jedoch um 2,18% unter Ende 2012, und Boden 2013 blieben zur Vorwoche unverändert und verzeichnen ein Plus von 1,20% seit Jahresende 2012.
***
Gold wurde am Donnerstag in Buenos Aires (Banco Ciudad) bei 18 Karat zu $ 176,26 (Vorwoche $ 178,20 je Gramm gehandelt, und bei 24 Karat zu $ 251,79 (Vorwoche $ 254,58).
***
Der einflussreiche zweite Mann im Wirtschaftsministerium, Axel Kiciloff, hat zum zweiten Mal eine Initiative vorgebracht, um den schwarzen Dollarmarkt zu legalisieren, indem ein sogenannter Finanzmarkt und ein Handelsmarkt geschaffen werden, berichtet der gut informierte Journalist Marcelo Bonelli in der Zeitung Clarín (15.2.13). Bisher hatten sich Binnenhandelssekretär Guillermo Moreno und AFIP-Direktor Ricardo Echegaray der Initiative widersetzt. Doch jetzt macht sich die Präsidentin angeblich Sorgen über den hohen Kurs auf dem schwarzen Devisenmarkt, und über die Probleme die dabei entstehen. Das Projekt ist noch nicht voll ausgearbeitet, so dass sich viele Fragen stellen.
***
Eine Gruppe von Deputierten der Regierungspartei “Frente para la Victoria” (Pablo Kosiner, Diana Conti, Carlos Kunkel u.a.) haben ein Gesetzesprojekt eingebracht, das vorsieht, dass Richter Einkommenssteuer (“Gewinnsteuer”) zahlen müssen. Die Ausnahme der Richter von dieser Steuer wurde schon vor einigen Jahren abgeschafft, aber der Oberste Gerichtshof hat das Gesetz als verfassungswidrig erklärt, weil die Verfassung vorsieht, dass die Richtergehälter nicht verringert werden dürfen. Diese Interpretation ist an den Haaren herbeigezogen, da die Verfassung sich sinngemäß nur auf Sondermaßnahmen bezieht, die das Einkommen der Richter verringern, nicht aber auf eine Steuer, die grundsätzlich von allen gezahlt werden muss. Das Thema erfordert somit eine Verfassungsreform, es sei denn, die Mitglieder des Obersten Gerichtshofes ändern ihre Einstellung zum Thema. Sie würden dann voraussichtlich über 20% ihres Gehaltes einbüßen, wenn man das steuerfreie Minimum auf der einen und den Höchstsatz von 35% am Ende der progressiven Skala berücksichtigt.
***
Zwei Monate nachdem den Unternehmen YPF und Pan American Energy eine Erhöhung des Gaspreises von ca. u$s 2,5 auf u$s 7,5 je Mio. BTU (200%) für zusätzlich gefördertes Gas zugestanden wurde, hat die Regierung diese Zulage als für alle Unternehmen gültig erklärt, die Gas fördern. Die einzelnen Unternehmen müssen jetzt Pläne zur Produktionserhöhung vorlegen, die eine Kommission unter dem Vorsitz von Staatssekretär Axel Kiciloff dann genehmigen muss. Die Preisdifferenz wird das Schatzamt zahlen.
***
Der belgische Solvay-Konzern gab der Börse von Buenos Aires die Absicht bekannt, die Beteiligung an der argentinischen Solvay Indupa von 79,6% zu verkaufen. Dieses Unternehmen erzeugt Natrium (“soda cáustica”) und PVC in einem Werk beim petrochemischen Pol von Bahía Blanca.
***
Die AFIP hat verfügt, dass die Unternehmen, die Dividenden ins Ausland überweisen wollen, vorher eine Generalversammlung durchführen müssen, in der dies genehmigt wird. Bisher genügte ein Direktoriumsbeschluss. Ab 1. Februar ist das System der vorangehenden Erkärung von Zahlungen an Auslandsgläubiger (DAPE, Declaración Anticipada de Pagos al Exterior) in Kraft getreten, gemäß dem bei Überweisungen von Zinsen, Dividenden, Schuldentilgung u.a. die Genehmigung der AFIP beantragt werden muss. In normalen Zeiten hing die Devisenbewirtschaftung von der ZB ab. Doch in den letzten Jahren greift das Steueramt, das zur AFIP gehört, zunehmend ein, wobei unterschwellig bei Überweisungen stets mit einer Steuerkontrolle gedroht wird. Auf diese Weise sollen viele Unternehmen dazu verleitet werden, keine Anträge zu stellen.
***
Argentinien hat 2012 10,43 Mrd. cbm Gas für u$s 4,70 Mrd. eingeführt (davon u$s 2,02 Mrd. für Gas aus Bolivien und u$s 2,68 Mrd. für verflüssigtes Gas), gegen 7,46 Mrd. cbm für u$s 2,96 Mio. im Jahr 2011. Die Zunahme betrug in Mengen 39% und in Werten 60%, weil die Preise um ca. 15% höher waren.
***
Innen- und Transportminister Florencio Randazzo gab bekannt, dass die Regierung in der Vorwoche 30% des Kaufpreises der 409 Eisenbahnwaggons gezahlt habe (gleich u$s 164 Mio.), womit die chinesische CSR jetzt mit dem Bau beginne. Jetzt besteht eine Frist von 13 Monaten, um die 25 Züge von je 9 Waggons für die Sarmiento-Bahn und die 30 Züge von je sechs Waggons für die Mitre-Bahn zu erhalten. Die Erneuerung der Waggons, die Bestehende von durchschnittlich 50 Jahren ersetzen, soll dazu dienen, das System der Vororteisenbahnen zu erneuern und dessen Verwendung durch das Publikum zu fördern.
***
Der New Yorker Richter Thomas Griesa, der unlängst ein Urteil zu Gunsten der Geierfonds und gegen den argentinischen Staat gefällt hat, hat von der US-Filiale der Banco Nación erneut Informationen über die staatlichen Fonds gefordert, die bei der Bank deponiert sind. Die Bankvertretung sich bisher geweigert, diese Information zu übergeben, und dabei auf die US-Gesetzgebung für Banken verwiesen. Für Griesa ist dieses Argument jedoch nicht stichhaltig, so dass er insistiert, um eventuell Staatsfonds zu beschlagnahmen, die nicht unter diplomatischem Schutz stehen und auch keine ZB-Reserven darstellen.
***
Die Geschäftsbanken haben im zweiten Semester $ 16,76 Mrd an Krediten für produktive Zwecke verliehen. Am meisten davon hat die Industrie mit 35% der Kredite profitiert, gefolgt von der Landwirtschaft, der Viehzucht, die Forstwirtschaft und die Fischerei mit 19%. Der Groß- und Einzelhandel, die Kfz- und Motorradindustrie, einschließlich Reparaturwerkstätten, belegten den dritten Platz.
***
Im Januar wurden 152.048 gebrauchte Automobile u.a. Kfz verkauft; ein neuer Höchststand der um 0,5% über der Vorjahresmarke liegt.
***
Die Industrieproduktion ist 2012 gegenüber dem Vorjahr um 2,2% gesunken, ergibt der Index des Industrieverbandes “Unión Industrial Argentina”. Dezember lag um 1,9% unter dem gleichen Vorjahresmonat. Für das INDEC betrug der Jahresrückgang nur 1,2%, der vom Dezember hingegen ganze 3,8%. 2012 stieg laut UIA die Produktion von Textilien, Kautschukprodukten, Erdölprodukten, sowie bestimmten Nahrungsmitteln und Getränken. Das hat jedoch den Rückgang bei der Metallindustrie, der Kfz-Industrie und nicht metallischen Erzen nicht ausgeglichen.
***
Die ZB hat bei ihrer wöchentlichen Wechselausschreibung am Mittwoch $ 4,30 Mrd. zugeteilt, $ 700 Mio. mehr als der Betrag der Amortisation bestehender Wechsel. Im Januar hat die ZB $ 13,9 Mrd. mehr an Wechseln untergebracht, als sie amortisiert hat, und in zwei Februarwochen $ 3,2 Mrd. Die Zinsen für Lebac reichten von 13,20% für 119 Tage bis 16,96% für 721 Tage.
***
Im Jahr 2012 war die Tourismusbilanz zum ersten Mal in einem Jahrzehnt negativ, hat die Consulting-Firma Ecolatina ermittelt. Die Zahl der einreisenden Touristen ist 2012 um 4,6% gefallen, während die lokalen Auslandsreisenden um 12,8% gestiegen sind. Somit hat sich ein Defizit von u$s 89,6 Mio. ergeben.
***
Nach Washington hat jetzt auch London öffentlich erklärt, dass die britische Regierung Argentiniens Begehren nach neuen Krediten seitens der internationalen Finanzinstitutionen, wie die Weltbank oder die Interamerikanische Entwicklungsbank, nicht unterstützen wird. Diese Haltung wurde von der Regierung unter David Cameron mit dem “Misstrauen” begründet, welches die internationale argentinische Politik hervorruft.
***
Der sogenannte “Kongress Inflationsindex” (der auf der Grundlage des Durchschnittes mehrere privater Berechnungen von einer Oppositionsgruppe aufgestellt wird) erreichte im vergangenen Januar mit 2,58% die höchste Zunahmerate seit Juni 2010. Zwischen Januar 2012 und Januar 2013 lag die Preissteigerung nach diesem Index bei 26,28%.
***
Geschäftsnachrichten
ACA BIO Cooperativa
Wie dieses Unternehmen mitteilte, soll im kommenden Jahr das zur Zeit für u$s 130 Mio. in Bau befindliche Biodieselwerk in Villa María, in der Provinz Córdoba, eingeweiht werden. 300 Arbeitsplätze sollen geschaffen werden. Jährlich werden dort bis zu 400.000 t Mais oder Sorghum für die Herstellung von Biodiesel verwendet werden.
Guindal
Dieses Unternehmen aus der Provinz Córdoba investiert $ 1 Mio. für die Herstellung von Trockenei in ihrem Werk von Dean Funes. Das Unternehmen entstand vor knapp einem Jahr aus der Fusion verschiedener Produzenten aus der Region. Im Gegensatz zum Flüssigei, dessen Lebensdauer bei ca. 20 Tagen liegt, kann Trockenei bis ein Jahr nach dessen Produktion verzehrt werden.
Santa Elena (Indalo)
Präsidentin Cristina Fernandez de Kirchner und Landwirtschaftsminister Norberto Yahuar weihten am Mittwoch in der Ortschaft Gobernador Costa, in der Provinz Chubut, ein neues Schlachthaus für Schafe ein. Dahinter steht die Gruppe Indalo unter Leitung des patagonischen Unternehmens Cristobal López. Für dieses Schlachthaus wurden $ 110 Mio. Investiert. Hier sollen 152 Mitarbeiter beschäftigt werden.
Zofravila
Diese Gruppe, die sich aus den Firmen Cereales del Sur, Red Flint Warrants, Martín Gonzalez, PT-Group und Worcap zusammensetzt wird u$s 12,6 Mio. in die Freihandelszone in Villa Constitución, Provinz Santa Fé, investieren, die ihr für 30 Jahre in Konzession zugeteilt wurde. 2014 soll dieses Lager für Importwaren, die erst bei Verlassen der Zone verzollt werden, in Betrieb genommen wurden. Das Gelände der Zone umfasst 11 Ha. Die Konzessionsgebühr beträgt 3% auf den Umsatz des Betreibers der Zone. Die Freihandelszonen erlauben, Warenlager zu bilden, mit denen der argentinische Markt jederzeit beliefert werden kann, wobei der Zoll und die MwSt erst gezahlt werden, wenn die Ware abgehoben wird. Das spart finanzielle Kosten.
Wirtschaftsübersicht
Die Inflationsproblematik:
Lohnzulagen und Preiskontrollen
Binnenhandelssekretär Guillermo Moreno hat vor zwei Wochen die Supermarktketten, sowohl die traditionellen, wie die chinesischen u.a., und ebenfalls die Ketten, die Haushaltsprodukte, Computer u.dgl. verkaufen, verpflichtet, die Preise für zwei Monate nicht anzuheben. Ebenfalls hat er auch andere Unternehmer in diesem Sinn verpflichtet, ohne es an die große Glocke zu hängen. Diese kurzfristigen Verfügungen erscheinen zunächst wenig sinnvoll. Doch sie verfolgen einen bestimmten Zweck, nämlich die Lohnerhöhungen bei der kommenden Verhandlungsrunde zu beschränken, so dass die Inflation dann bei etwa 25% jährlich verbleibt, womit man zumindest in Argentinien erfahrungsgemäß leben kann. Schließlich hat das Land ab 1945 viele Jahre eine Inflation dieser Größenordnung gehabt. Die Wirtschaft ist dabei gewachsen und die Arbeitslosigkeit war niedrig.
Sind die Lohnabkommen abgeschlossen, dann kann die Regierung über die nächste Etappe denken. Das entspricht der Strategie dieser Regierung, die stets kurzfristig handelt, wobei die längere Frist eben nur eine Summe der einander folgenden kurzen Perioden ist, aber nicht einer echten weitsichtigen Strategie entspricht. Ohnehin geht es jetzt zunächst darum, dass bis zu den Wahlen vom kommenden Oktober keine Turbulenzen auftreten, wie es bei einer zunehmenden Inflation der Fall sein würde.
Die Welt hat sich inzwischen verändert, und Inflationsraten dieser Größenordnung, die es früher in vielen Ländern gab, sind zur seltenen Ausnahme geworden. Das nimmt die argentinische Regierung jedoch nicht zur Kenntnis. Ohnehin schließt sich Argentinien gegenüber der Welt zunehmend ab, und CK betont stets, dass sie richtig liegt und die anderen, einschließlich IWF, falsch. Sie verweist dabei besonders auf Spanien, mit seiner hohen Arbeitslosigkeit von 26%, und behauptet unterschwellig, dies wäre nicht geschehen, wenn jenes Land dem argentinischen Beispiel gefolgt wäre.
Die Regierung weiß, dass eine echte Stabilisierungspolitik, die zunächst auf eine einstellige jährliche Preiszunahme hinsteuert, schwierig ist, zu noch mehr Konflikten mit den Gewerkschaften führt, eine ernste Anstrengung zur Eindämmung der Staatsausgaben erfordert und zunächst rezessiv wirken würde. Und letzteres will CK auf keinen Fall. Bei beschränkten Lohnerhöhungen, einem Abwertungsrhythmus von etwa 20% pro Jahr (Moreno dixit) und Erhöhungen in ähnlichem Ausmaß (oder eventuell in bestimmten Fällen etwas mehr) bei öffentlichen Diensten, und einer gleichzeitig starken monetären Expansion (die gegenwärtig um die 40% jährlich beträgt), sollte die Wirtschaft weiter wachsen. Die Nachfrage, die durch die expansive monetäre Politik geschaffen wird, soll dann nicht zu höheren Preisen führen, sondern zu einem mengenmäßig erhöhten Angebot. Das entspricht dem keynesianischen Konzept von Staatsekretär Axel Kiciloff, der faktisch mit Moreno als Wirtschaftsminister wirkt. Hernán Lorenzino ist bestenfalls ein Finanzminister.
Bei den kommenden Verhandlungen über die Erneuerung der Gesamtarbeitsverträge haben mehrere Gewerkschaften schon Zulagen von 30% gefordert, und andere setzten sich für eine Vertragsdauer von nur sechs Monaten ein, oder für eine Klausel, gemäß der bei einer bestimmten Zunahme des Indices der Konsumentenpreise (bei der sie eigene Indices oder solche privater Wirtschafter verwenden, aber gewiss nicht den des INDEC) eine neue Lohnverhandlung eingeleitet wird. Die zuständigen hohen Beamten haben gemerkt, dass hier ein Lohn-Preisspirale in Schwung kommt, die sehr schnell in Hochinflation ausartet und gleich danach in Hyperinflation mündet. Und das wäre das Ende für die Regierung.
Deshalb bemüht sich die Regierung, zu erreichen, dass die Lohnerhöhungen nicht über 25% liegen, in einigen Fällen sogar weniger. In diesem Sinn wurden auch die Unternehmer unterschwellig angesprochen, nicht nachgiebig zu sein. Doch das Problem ist hier Arbeitsminister Carlos Tomada, der als ehemaliger Gewerkschaftsanwalt auf der Seite der Gewerkschaften steht und bei dieser Politik nur halbherzig mitmacht. Es bedürfte jetzt eines anderen Arbeitsministers, der wirklich von der Notwendigkeit mäßigerer Lohnerhöhungen überzeugt ist. Doch davon ist nicht die Rede.
Die Regierung will jetzt, dass es während der Periode der Lohnverhandlungen keine Preiserhöhungen gibt. Das wäre dann ein Argument, um Lohnforderungen, die sich auf der Hypothese einer auswuchernden Inflation gründen, zu entkräften. Gleichzeitig sollen die Unternehmer sich dann verpflichten, keine Entlassungen vorzunehmen, wobei ihnen die Regierung auf diesem Gebiet mit Sonderkrediten eventuell hilft. Und die Erhöhung des steuerfreien Minimums bei der Einkommenssteuer wird hier von der Regierung auch als Argument für Mäßigung verwendet, auch wenn die Zunahme nur halb so hoch war, wie sie gemäß Inflation hätte sein sollen, und wie sie die Gewerkschaften fordern.
Im offiziellen Bereich sollen die Gehaltserhöhungen ohnehin um die 20% liegen, einfach weil die Staatsfinanzen nicht mehr vertragen. In Wirklichkeit gibt es nicht einmal die Möglichkeit, eine allgemeine Zulage von 20% mit echten Einnahmen zu finanzieren, zumal die Staatsfinanzen sich schon in einem Defizitzustand befinden, und die Finanzierungsmöglichkeiten beschränkt sind. Erziehungsminister Alberto Sileoni sprach zunächst von 17%, aber die Lehrergewerkschaften konterten mit einer Forderung von 30%. Die Rechnung müssen die Provinzverwaltungen bezahlen, von denen Primar- und Sekundarschulen abhängen. Die Provinzen weisen in den meisten Fällen Defizite auf und verfügen nicht über die Finanzierungsmöglichkeiten des Nationalstaates, sprich ZB und ANSeS. Die Provinz Buenos Aires hat schon ein großes finanzielles Loch, angeblich von ca. $ 15 Mrd. in diesem Jahr, und ist auf Zuwendungen der Nationalregierung angewiesen. Es hängt somit von dieser ab, wie viel die Provinzregierung den Lehrern zugestehen kann. Und wenn CK hart bleibt, und auf ca. 20% besteht, dann kann es nicht mehr sein. Aber dann muss man mit der Gefahr eines Lehrerstreiks rechnen, so dass das Schuljahr nicht, wie vorgesehen, Anfang März beginnen kann.
Die Lage der Staatsfinanzen führt auf alle Fälle zu einer Verhärtung bei der Lohnpolitik im staatlichen Bereich, was sich direkt auf den privaten auswirkt. Die Staatsausgaben müssen eingedämmt werden, um eine noch größere monetäre Expansion und eine allgemeine rezessive Wirkung zu vermeiden. Eine Staatsquote von 43% (gesamte Staatsausgaben bezogen auf das BIP), die gemäß der Rechnung des IEERAL-Institutes von der Stiftung “Fundación Mediterránea” sogar bei 49% liegt, ist auf Dauer untragbar. Vor den Kirchners waren es um die 30%. Der Staat erstickt die Wirtschaft und wirkt rezessiv und inflationär. Das hat CK bisher nicht verstanden, doch langsam klären sie Wirtschaftsminister Lorenzino, Schatzsekretär Pezoa und ZB-Präsidentin Marcó del Pont über dies auf. Die Finanzen sind schließlich im Staat die letzte Wahrheit, die man nicht verleugnen kann.
Wirtschaftsübersicht
Unbefriedigende Entwicklung
der Rinderwirtschaft
Der Rinderbestand ist unter den Kirchner-Regierungen um ca. 11 Mio. Stück zurückgegangen, was etwa 20% ausmacht. Das war eine Folge der strengen Beschränkung der Exporte, die kontingentiert wurden und in jedem Fall einzeln genehmigt werden mussten. Das führte zu einem erhöhten Druck auf den Binnenmarkt, wo die Preise anormal niedrig blieben. Der Rückgang des Bestandes war nicht eine plötzliche Erscheinung; jedes Jahr fand eine Abnahme statt, die den Behörden bekannt war. Aber es geschah nichts. Wirklich unverantwortlich!
Da gleichzeitig die Preise für Getreide und Ölsaat stark stiegen, gingen die Landwirte massiv von der Rinderzucht und -mästung auf den Ackerbau über. Die Rinderwirtschaft wurde weitgehend auf (trockene) Grenzgegenden verlegt, und gleichzeitig kam die Mästung im Stall (“feed lots”) auf, die zwar insofern teurer ist, als dabei künstliches Futter (vornehmlich Mais und Sorghum) eingesetzt werden muss, aber andererseits die Mästungsperiode verkürzt wird, was Kapitalkosten spart und auch dazu führt, dass das Fleisch zarter ist, was vom Konsumenten bevorzugt wird. Etwa die Hälfte der geschlachteten Rinder stammt gegenwärtig aus “feed lots”. Außerdem kann dann das Land für Ackerbau eingesetzt werden. Diese strukturelle Änderung hätte jedoch auch ohne einen so bedeutenden Verlust des Rinderbestandes vollzogen werden können. Aber eben nur bei höheren Preisen.
Es fehlt bis heute eine echte Exportpolitik für Rindfleisch, die davon ausgeht, dass ein Teil der Rinder exportiert wird, vornehmlich die teureren Teile, wie Lende (auf spanisch “lomo”), während andere Teile, wie Rippen und alles, was beim “asado” dabei sein muss, intern konsumiert werden. Dabei werden selbstverständlich auch viele Teile sowohl exportiert wie intern konsumiert. Aber die Aufteilung der einzelnen Rinder ist nicht möglich, weil nur eine kleine Gruppe von Schlachthäusern für den Export zugelassen ist, während andere nur den Binnenmarkt beliefern können. Dies beruht darauf, dass die Exportschlachthäusern strengen sanitären Normen unterworfen sind, die anderen eben nicht. Obwohl ein Gesetz von Jahr 1972 (das sich immer noch in Kraft befindet) vorsieht, dass alle Schlachthöfe die gleichen sanitären Normen einhalten müssen, ist bisher auf diesem Gebiet kaum etwas geschehen. Deshalb hat die Politik der Exportbegrenzung nur die guten Schlachthöfe betroffen, von denen viele in den letzten drei Jahren schließen mussten.
Wenn in den USA oder anderen Staaten, die Rindfleisch exportieren, weniger ausgeführt wird, dann gehen die Exportschlachthäuser auf den Binnenmarkt über. Die Last des Exportrückganges verteilt sich somit gleichmäßig. Genau das ist in Argentinien nicht der Fall. Die argentinischen Exportschlachthäuser sind auf dem Binnenmarkt weniger konkurrenzfähig, eben weil die Einhaltung sanitärer Maßnahmen mit höheren Kosten verbunden ist, aber auch, weil sie Steuern und Soziallasten zahlen oder zumindest weniger hinterziehen, als die anderen Schlachthöfe, die nur den internen Markt bedienen, von denen viele kleinere fast ganz schwarz arbeiten. Ein ziemlich verrückter Zustand.
Im Jahr 2012 gingen die Schlachtungen gegenüber 2011 um 4,5% auf 11,6 Mio. Rinder zurück. Doch dabei stieg die Schlachtung von Kühen um 10,7%, was bedeutet, dass der Bestand nicht aufgebaut wurde. Ebenfalls stiegen die Schlachtungen von leichten Ochsen um 9,9%, was ebenfalls ein schlechtes Signal ist, da diese Ochsen weiter hätten gemästet und mit einem höheren Gewicht verkauft werden können, so dass schließlich mehr Rindfleisch erzeugt worden wäre. Die Zahl der geschlachteten “normalen” Ochsen ging zum siebten Jahr in Folge zurück. Im Jahr 2012 hatten Kühe einen Anteil von 43% an den Schlachtungen, gegen 39% im Vorjahr. Bei diesem Koeffizienten bleibt der Gesamtbestand bestenfalls unverändert. Schlimm!
Der Konsum stieg 2012 auf Kosten des Exportes. In 11 Monaten wurde 93% der Fleischproduktion intern konsumiert, gegen 90% im Vorjahr. Der Interne Preis blieb stark hinter der Zunahme der Kosten der Viehzüchter zurück. Der hohe Preis, der 2010 erreicht wurde, nachdem das Angebot abrupt abgenommen hatte, ist hinter der Inflation zurückgeblieben, und ist somit real bei weitem nicht mehr so hoch. Das hat dazu geführt, dass das Interesse an der Rinderwirtschaft nicht zugenommen hat. Der bestehende Preis sorgt eben nicht für eine Rentabilität, die Investitionen in Aufstockung lohnt.
Jener Preissprung hatte den Rindfleischkonsum pro Kopf von 60 bis 65 Kg auf etwa 50 Kg gesenkt, was immer noch im internationalen Vergleich sehr viel ist. Das hat sich positiv auf die Nachfrage nach Geflügelfleisch ausgewirkt, in geringerem Ausmaß auf die nach Schweinefleisch, bei dem die Produktion stark gestiegen ist, nachdem vor einem Jahrzehnt neue große Produzenten aufgetaucht sind. Ein niedriger Preis für Rindfleisch ist eben ein Hindernis für die Produktion anderer Fleischarten.
Der Rindfleischexport hat sich letztes Jahr wie folgt entwickelt (in Tonnen):
Hier fällt zunächst auf, dass die Hilton-Quote von 28.000 Jato in beiden Jahren nicht erfüllt wurde. Hier handelt es sich um hochwertiges Fleisch, dass die EU mit einem niedrigen Zollsatz importiert, so dass der Preis drei bis vier Mal so hoch wie bei normalen Lieferungen nach der EU liegt. Das beruht auf bürokratischen Störungen, für die Binnenhandelssekretär Guillermo Moreno verantwortlich zeichnet. Die Aufteilung dieses Kontingentes ist sehr undurchsichtig und verdächtig. Diese Quote solle aufgeteilt und in bestimmten Mengen ausgeschrieben oder versteigert werden. Dabei gingen jedoch schöne Geschäfte verloren, an denen auch Beamte verdienen, so dass dies nicht geschieht.
Dass der Rückgang ausgerechnet bei vorgekochtem Fleisch und Fleischkonserven am höchsten ist, hängt mit dem zurückgebliebenen Wechselkurs zusammen. Die Regierung betont ständig, dass beim Export mehr Zusatzwert geschaffen werden muss. In der Praxis geht die Entwicklung jedoch in die entgegengesetzte Richtung.
Der relativ hohe Export von sogenannten Nebenprodukten, wie Nieren, Leber, Kutteln u.a. ist auf den niedrigen internen Konsum zurückzuführen. Kutteln werden in Argentinien kaum gegessen, ebenso wie Leber nicht, obwohl sich auf diese Weise der Bedarf an tierischem Protein viel billiger decken lässt. Das Kilogramm Leber kostet höchstens 20% des Preises von normalen Fleischschnitten, gelegentlich sogar weniger.
Rindfleisch war in früheren Zeiten das Hauptexportprodukt Argentiniens. Heute spielt es eine relativ geringe Rolle. Wertmäßig exportiert Argentinien mehr Gold als Rindfleisch, und bei den landwirtschaftlichen Produkten steht Sojabohne mit seinen Industrieprodukten, Öl und Mehl, an erster Stelle, weit über Rindfleisch. Auf dem Weltmarkt wurde Argentinien vornehmlich von Brasilien verdrängt, das auf diesem Gebiet stark expandiert hat, aber auch vom kleinen Uruguay, das gelegentlich sogar mehr exportiert als Argentinien.